


ULRICH FABER 

Die arbeitsschutzrechtlichen Grundpflichten 
des § 3 ArbSchG 



Schriften zum Sozial- und Arbeitsrecht 

Band 231 



Die arbeitsschutzrechtlichen 
Grundpflichten des § 3 ArbSchG 

Organisations- und Verfahrenspflichten, 
materiellrechtliche Maßstäbe und die rechtlichen 

Instrumente ihrer Durchsetzung 

Von 

Ulrich Faber 

Duncker & Humblot · Berlin 



Die Juristische Fakultät der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 
hat diese Arbeit im Jahre 2002/2003 als Dissertation angenommen. 

Bibliografische Information Der Deutschen Bibliothek 

Die Deutsche Bibliothek verzeichnet diese Publikation in 
der Deutschen Nationalbibliografie;  detaillierte bibliografische 

Daten sind im Internet über <http://dnb.ddb.de> abrufbar. 

Alle Rechte vorbehalten 
© 2004 Duncker & Humblot GmbH, Berlin 

Fotoprint: Berliner Buchdruckerei Union GmbH, Berlin 
Printed in Germany 

ISSN 0582-0227 
ISBN 3-428-11153-2 

Gedruckt auf alterungsbeständigem (säurefreiem) Papier 
entsprechend ISO 9706 θ 

Internet: http://www.duncker-humblot.de 

http://dnb.ddb.de
http://www.duncker-humblot.de


Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2002/2003 von der Juristi-
schen Fakultät der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg als Dissertation 
angenommen. In der Veröffentlichung  konnte Literatur und Rechtsprechung bis 
zum Herbst 2002, z.T. bis Anfang 2003 berücksichtigt werden. 

Besonderer Dank gebührt meinem „Doktorvater", Herrn Prof.  Dr. Wolfhard 
Kohte. Er hat nicht nur das Thema der Arbeit angeregt, sondern den Entste-
hungsprozeß durch Anregungen in zahlreichen Diskussionen unermüdlich un-
terstützt und mich in schwierigen Phasen mit viel Einfühlungsvermögen immer 
wieder ermutigt. Dank gilt zudem Herrn Prof.  Dr. Raimund Schmidt-De Calu-
we fur die trotz des beträchtlichen Umfangs der Arbeit zügige Erstellung des 
Zweitgutachtens. 

Ohne die solidarische und konstruktive Unterstützung von Arbeitskollegen, 
Freunden und nicht zuletzt meiner Familie wäre die Arbeit wohl kaum gelungen. 
Immer wieder wichtige Impulse habe ich von den Mitgliedern des „Halleschen 
Freitagsclubs", dem Doktoranden-Kolloquium von Prof.  Dr. W. Kohte bekom-
men. Es erwies sich für mich als großer Gewinn, mehrmals die Gelegenheit zu 
bekommen, die Arbeit in der für mich einzigartig sachlichen, konstruktiv-
kritischen und freundschaftlichen  Atmosphäre des „HFC" zu diskutieren. Zu dan-
ken habe ich auch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Lehrstuhls für Ar-
beits- und Organisationspsychologie der Ruhr-Universität Bochum (Prof.  Dr. B. 
Zimolong) für die kritische Begleitung meiner Arbeit. Durch die interdisziplinäre 
Zusammenarbeit in mehreren empirischen Forschungsprojekten zum Arbeits-
und Gesundheitsschutz habe ich nicht nur die Sichtweise von „Organisationsent-
wicklern" kennengelernt, sondern durch die Studien vor Ort in den Betrieben auch 
die betriebliche Praxis mehrerer Branchen. Viele Ideen sind gerade durch die in-
tensiven Gespräche mit den betrieblichen Praktikern entstanden. Ohne andere 
zurücksetzen zu wollen, gebührt dabei besonderer Dank Frau Dipl. Psych. Co-
rinna Wiegratz, die mir auf einer Fülle von Bahnfahrten quer durch die Repu-
blik immer wieder die arbeits- und organisationswissenschaftliche Seite des 
Themas mit großer Geduld nahegebracht hat. 

Eine wichtige Gesprächspartnerin während der gesamten Bearbeitungszeit 
war für mich Frau Dr. Kerstin Feldhoff,  deren Rückmeldung und Kritik für 
mich besonders weiterführend  war, als es „nicht rund" lief. Dank gilt zudem all 
denen, die mich in schwierigen Phasen nicht nur ertragen, sondern auch aufge-
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baut haben. Ausdrücklich erwähnen möchte ich hier Peter Finkensiep, Ingo 
Hamm und Klaus Schmitz, die hoffentlich  alle um ihren jeweils speziellen 
Beitrag dazu wissen, daß ich „durchgehalten" habe. Ein großes Dankeschön 
gebührt schließlich meiner Familie, allen voran meiner Lebensgefährtin,  Frau 
Dr. Heike Diederich, und meinen Eltern, die mir jederzeit jede erdenkliche 
Hilfestellung gegeben haben. Einen Riesenkuß hat sich unsere kleine Tochter 
Emma verdient, die mir, ohne es wissen zu können, klar gemacht hat, daß jede 
Arbeit irgendwann abzuschließen ist. 

Witten, Mai 2004 Ulrich  Faber 
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Erstes  Kapitel 

Einleitung 

Am 21. August 1996 ist das Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) inkraftgetreten. 
Das ArbSchG bildet den Kern des „Gesetzes zur Umsetzung der EG-Rahmen-
richtlinie Arbeitsschutz und weiterer Arbeitsschutz-Richtlinien"1, durch das in 
Gestalt eines Artikelgesetzes eine Reihe europäischer Richtlinien, darunter die 
Arbeitsschutzrahmenrichtlinie 89/391/EWG2, in nationales deutsches Recht 
umgesetzt worden sind. Neben der Einfuhrung des ArbSchG (Art. 1), enthält 
das Artikelgesetz Regelungen über das Inkrafttreten  (Art. 6) sowie partielle 
Änderungen des ASiG (Art. 2), BetrVG (Art. 3), AÜG (Art. 5) und der GewO 
(Art. 4). Mit dem Erlaß des ArbSchG hat der Gesetzgeber nicht nur seit langem 
erhobene sozialpolitische Forderungen aufgegriffen,  sondern zugleich rechtli-
che Pflichten zur Novellierung des Arbeitsschutzrechts erfüllt.  So war die Frist 
zur Transformation  der EG-Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz nach ihrem Art. 18 
Abs. 1 bereits am 31. Dezember 1992 abgelaufen. Zu verweisen ist weiter auf 
Art. 30 Abs. 1 Nr. 2 Einigungsvertrag, der die Aufgabe einer zeitgemäßen 
Neugestaltung des Arbeitsschutzes formuliert. 3 

Mit dem ArbSchG hat sich der Gesetzgeber nach einer langen und bewegten 
Gesetzgebungsgeschichte4 zu einer 1:1 Umsetzung der europäischen Rahmen-
richtlinie Arbeitsschutz durchgerungen. Es handelt sich damit zwar nicht um „den 
großen Wurf',  durch den das betriebliche Arbeitsschutzrecht „anwenderfreund-
lich" in einem übergreifenden  Gesetz zusammengefaßt geregelt wird.5 Ungeach-
tet dessen stellt das ArbSchG wohl unbestritten einen Fortschritt für die systemati-
sche Weiterentwicklung des über einen langen Zeitraum gewachsenen und zer-

1 BGBl. I 1996, 1246 ff. 
2 Richtlinie 89/391 EWG des Rates vom 12. Juni 1989 über die Durchführung  von 

Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeit-
nehmer bei der Arbeit (Abi. EG Nr. L 183, S. 1). 

3 Hierzu etwa Wlotzke,  Festschrift  Kehrmann, 141 ff.  (141 f.); Kollmer,  WiB 1996, 
825 ff.  (825). 

4 Vgl. hierzu eingehend Pieper,  Das Arbeitsschutzrecht in der deutschen und euro-
päischen Arbeits- und Sozialordnung, S. 336 ff.;  Koll/Janning/Pinter-Koll,  Kommentar 
zum ArbSchG, Ordnungsbuchstabe B, Rdnrn. 38 ff. 

5 Hierzu etwa Vogl,  NJW 1986, 2753 ff. (2754); Wlotzke,  NZA 1996, 1017 ff.  (1024). 
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splitterten deutschen Arbeitsschutzrechts6 dar. Da das Gesetz einheitliche Grund-
vorschriften  für alle Tätigkeitsbereiche schafft,  entfallen die historisch erklärba-
ren, in der Sache aber kaum zu rechtfertigenden unterschiedlichen Rechtsgrund-
lagen zwischen verschiedenen Beschäftigtengruppen, insbes. zwischen den Be-
schäftigten im öffentlichen  Dienst und in der Privatwirtschaft. 7 Als „Grundge-
setz" oder „Allgemeiner Teil"8 des betrieblichen Arbeitsschutzrechts bildet das 
ArbSchG zudem einen Rahmen für eine einheitliche, rechtssystematisch abge-
stimmte Bereinigung bzw. Fortschreibung der Schutzvorschriften. 9 

Während die skizzierten rechtssystematischen Weichenstellungen durch das 
ArbSchG weitgehend als geklärt gelten dürften, liegen die Dinge anders im Hin-
blick auf die Frage, ob und ggf. welche sachlichen Änderungen des gewachsenen 
Arbeitsschutzrechts mit dem ArbSchG verbunden sind. Zwar besteht auch insoweit 
auf prinzipieller Ebene kaum Streit. So ist im Rahmen der Rezeption des Gesetzes 
durch die Literatur hervorgehoben worden, daß dem ArbSchG ein neuer, erweiterter 
Arbeitsschutzansatz zugrundeliegt.10 Unklar ist jedoch, welche Schlußfolgerungen 
und Anforderungen  aus dieser eher programmatischen Feststellung zu ziehen sind. 

Uneinheitlich beantwortet wird bereits die Frage, was Gegenstand des erwei-
terten Arbeitsschutzverständnisses ist. Einige Autoren stellen in diesem Zusam-
menhang darauf ab, daß der Arbeitgeber alle Umstände zu berücksichtigen hat, die 
Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten bei der Arbeit beeinflussen. Dies 
führe dazu, daß z.B. auch psychomentale Belastungsfaktoren, die über einen län-
geren Zeitraum zu chronischen Schädigungen führen können, Anlaß für Arbeits-
schutzmaßnahmen sind.11 Andere Stimmen machen den erweiterten Arbeits-
schutzansatz an dem in der Legaldefinition der „Maßnahmen des Arbeitsschutzes" 
in § 2 Abs. 1 ArbSchG verwandten Begriff  der „Maßnahmen der menschenge-

6 Dötsch,  AuA 1996, 329 ff.  (330); Konstanty,  SozSich 1996, 361 ff.  (362); Kollmer/ 
Vogl,  Arbeitsschutzgesetz, Rdnr. 6; zu den Grundstrukturen des Arbeitsschutzrechts vor 
Inkrafitreten  des ArbSchG vgl. etwa Kloepfer/VeiX,  NZA 1990, 121 ff. 

7 Fischer/Schierbaum,  PersR 1996, 423 ff.  (424); Konstanty/Zwingmann,  WSI Mit-
teilungen 1997,817 ff.  (818). Auch innerhalb der Privatwirtschaft  ergaben sich im übrigen 
vielfältige Differenzierungen,  so insbesondere zwischen gewerblichen Arbeitnehmern und 
kaufmännischen Angestellten, vgl. dazu etwa Wlotzke,  Festschrift  Däubler, 654 ff.  (656). 

8 Vogl,  NJW 1996, 2753 ff.  (2754); Kittner/Pieper,  ArbSchR, Einleitung, Rdnr. 111; 
Kohte,  Jahrbuch des Arbeitsrechts 2000,21 ff.  (30). 

9 Vgl. etwa Fischer,  BArBl. 1996 (1), 21 ff.  (22); Wlotzke,  Festschrift  Däubler, 
654 ff.  (655 ff.);  Kittner/Pieper,  ArbSchR, § 1 ArbSchG, Rdnr. 13; Kollmer,  WiB 1996, 
825 ff.  (826); Konstanty,  SozSich 1996, 361 ff.  (362). 

1 0 Vgl. etwaFitting/Kaiser/Heither/Engels/SchmidU  BetrVG, § 87, Rdnr. 292; Wlotzke, 
NZA 1996,1017 ff.  (1019); Dötsch,  AuA 1996, 329 ff.  (330); Wank,  TAS, § 2 ArbSchG, 
Rdnrn. 2 f.; Buchholz,  ZTR 1996,495 ff.  (497); Angermaier,  AiB 1996, 522 ff.  (524). 

11 Blume,  Arbeitsschutzgesetz, S. 63 f.; Buchholz,  ZTR 1996, 495 ff.  (497); ähnlich 
BVerwG, NZA 1997, 482 ff.  (483), anknüpfend an ein erweitertes Verständnis des Ge-
sundheitsbegriffs. 
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rechten Gestaltung der Arbeit" fest, wobei wiederum keine Einigkeit darüber 
besteht, ob die menschengerechte Arbeitsgestaltung schlechthin12 oder nur ein fur 
den Arbeitsschutz relevanter Ausschnitt13 gemeint ist. Neben diesen Problemen 
bei der gegenständlichen Umschreibung des erweiterten Arbeitsschutzansatzes 
sind auch die Voraussetzungen, unter denen er in der betrieblichen Praxis zum 
Tragen kommt, zweifelhaft.  So wird z.T. daraufhingewiesen, daß der Arbeitgeber 
generell kein Ermessen bei der Festlegung konkreter Arbeitsschutzmaßnahmen 
hat.14 Konträr hierzu wird in anderen Stellungnahmen gerade hervorgehoben, daß 
das Gesetz grundsätzlich Spielraum beläßt, um über betriebsangepaßte Lösungen 
entscheiden zu können.15 Eine weitere Position differenziert  zwischen den klassi-
schen Aufgaben des arbeitsschutzrechtlichen Gefahrenschutzes und den Elemen-
ten des erweiterten Arbeitsschutzansatzes, die gerade die Möglichkeit betriebli-
cher Ermessensentscheidungen eröffneten. 16 

Als weiteres Beispiel läßt sich auf die Dynamisierung des Arbeitsschutzes als 
Leitgedanken des ArbSchG verweisen. Normativer Anknüpfungspunkt für diese 
wohl allgemein geteilte Position ist primär § 3 Abs. 1 Sätze 2 und 3 ArbSchG, wo-
nach der Arbeitgeber erforderlichenfalls  Anpassungsmaßnahmen mit dem Ziel 
einer Verbesserung des Schutzes festzulegen hat.17 Ungeachtet der Einigkeit im 
Grundsätzlichen ist kaum geklärt, nach welchen Regeln und rechtlichen Maßstäben 
die Dynamisierung des betrieblichen Schutzes erfolgen soll. So wird auf der einen 
Seite den in § 4 Nr. 3 ArbSchG genannten Erkenntnissen, namentlich dem „Stand 
von Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene" eine entscheidende Steuerungsfunktion 
für den in § 3 Abs. 1 ArbSchG angelegten Verbesserungsprozeß beigemessen.18 Auf 
der anderen Seite wird herausgestellt, daß in § 4 Nr. 3 ArbSchG kein rechtsverbind-
liches Schutzniveau festgelegt wird und der Arbeitgeber lediglich verpflichtet ist, 
die entsprechenden Erkenntnisse in seine Überlegungen einzubeziehen.19 

12 Kittner/Pieper,  ArbSchR, § 2 ArbSchG, Rdnrn. 8 f. 
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